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Wien, am 24. April 2007 

Betrifft:
Aktenvorlage an den Untersuchungsausschuss. Steuerakt Steininger 

Sehr geehrter Herr Doktor Pilz,

Ich beziehe mich auf ein Telefongespräch vom gestrigen Tag und darf meine Rechtsauffassung zu der im Betreff genannten Frage wie folgt darlegen. 

Wie aus dem Geschäftsordnungsgesetz des Nationalrates (GOG) in Verbindung mit der Verfahrensordnung für Parlamentarische Untersuchungsausschüsse (Anlage zum GOG) (VO-UA) hervorgeht, wird die rechtliche Verantwortung für die Wahrung der Vertraulichkeit und den Schutz von Amtsgeheimnissen sowie der Privatsphäre und personenbezogenen Daten, die der Ausschuss bei der Erfüllung seines Untersuchungsauftrages benötigt, dem Ausschuss überantwortet. Der Ausschuss verfügt über weitreichende Ermittlungsbefugnisse. Er kann Auskunftspersonen und Sachverständige laden (§ 3 VO-UA), Gerichte und alle anderen Behörden zu Beweiserhebungen und alle öffentlichen Ämter zur Aktenvorlage verpflichten (§ 25 GO-UA). Die verfassungs-, dienst- und organisationsrechtlich verankerte Verpflichtung zur Wahrung der Amtsverschwiegenheit hat dem Ausschuss gegenüber Nachrang (§ 6 GO-UA). Die Verpflichtung aller öffentlichen Ämter, auf Verlangen des Ausschusses „ihre Akten“ vorzulegen (§ 25 Abs 2 GO-UA), besteht ohne Einschränkung und ohne Bezugnahme auf die Amtsverschwiegenheit.

Aus dem Zusammenhang dieser Bestimmung geht deutlich hervor, dass die Aussagepflicht öffentlicher Bediensteter und die Aktenvorlagepflicht öffentlicher Ämter durch Gegenverpflichtungen aus der Amtsverschwiegenheit nicht geschmälert werden. Informationen, die der Ausschuss zur Erfüllung seines Untersuchungsauftrages verlangt, dürfen unter Berufung auf die Amtsverschwiegenheit nicht vorenthalten werden. Den aussagepflichtigen bzw vorlagepflichtigen Organen und Ämtern steht weder eine Prüfungsbefugnis in Bezug auf die Relevanz der vom Ausschuss verlangten Informationen noch eine Auswahlbefugnis unter dem Gesichtspunkt der Wahrung der Amtsverschwiegenheit zu.

Anderenfalls läge es in der Hand der kontrollseitig Betroffenen, zu bestimmen, was und wieweit geprüft werden darf und kann – ein unter dem Gesichtspunkt der Effektivität und Effizienz des parlamentarischen Untersuchungsrechts kontraproduktives und daher juristisch nicht zu vertretendes Ergebnis. Anders als das in Vergleich „zahnlose“ Interpellationsrecht stellt das Untersuchungsrecht eine sowohl auf Anspruchs- als auch auf Durchsetzungsseite starke Einrichtung dar. Sie folgt dem Prinzip der uneingeschränkten Zugänglichkeit des Parlaments zu persönlichem und aktenmäßig dokumentiertem Amtswissen.

Als Gegengewicht wird dem Ausschuss ein hohes Maß an Verantwortung für die Garantie informationellen Schutzes im Außenverhältnis auferlegt: Dies zeigt sich insbesondere an der eingeschränkten Öffentlichkeit von Sitzungen und den Möglichkeiten des Ausschlusses der Öffentlichkeit (§ 4 GO-UA) sowie an den differenzierten Verpflichtungen zur Wahrung der Vertraulichkeit (§ 24 GO-UA). Als unterstützende Institution dient die Einrichtung des Verfahrensanwaltes. Er ist mit Aufgaben des kommissarischen Schutzes der Grund- und Persönlichkeitsrechte von Auskunftspersonen betraut und hat Sorge für die  Einhaltung der Verfahrensregeln zu tragen (§ 19 GO-UA).

Das System der einschlägigen Regeln und Grundsätze des Geschäftsordnungsrechts lässt ein klares Gesamtbild erkennen: Die Entscheidung darüber, welche Informationen angefordert werden, ist ausschließlich in die Hand des Ausschusses gelegt. Verlangt der Ausschuss die Vorlage bestimmter Akten, so sind die vorlagepflichtigen Ämter verpflichtet, diesem Auftrag nachzukommen. Eine Prüfung oder Auswahl unter den Gesichtspunkten der Relevanz oder der Wahrung der Amtsverschwiegenheit steht den vorlageverpflichteten Ämtern nicht zu. Die Verantwortung für den Schutz von Geheimhaltungsinteressen der Öffentlichkeit und der Betroffenen liegt beim Ausschuss. Eine konkurrierende Verantwortung der vorlagepflichtigen Stellen besteht nicht.

Das gilt für alle Informationen, die der Ausschuss verlangt und die für ihn von Bedeutung sein könnten. Er braucht sich diesfalls nicht zu legitimieren, so wie umgekehrt den informationspflichtigen Stellen keine Prüfungsbefugnis zusteht. Bei Untersuchungen finanzieller oder sonstiger Vorteilstransaktionen kann nichts von vorn herein als absolut irrelevant ausgeschlossen werden. 

Der rechtliche Befund über die Verteilung von Aufgaben und Kompetenzen in Bezug auf Informationspflichten im Verhältnis zwischen Ausschuss und Finanzverwaltung wird bei Beachtung von Bindungen aus informationellen Grundrechten (Datenschutz, Schutz des Privat- und Familienlebens) nicht in Frage gestellt. Die grundsätzliche Beachtlichkeit dieser Bindungen steht ebenso außer Zweifel wie die in diesen Bindungen angelegte Interorgankontrolle, die es dem übermittelnden Organ im allgemeinen zur Pflicht macht, zu prüfen, ob das anfordernde Organ berechtigt ist, die Daten anzufordern und ob die Übermittlung dem Grundsatz der Verhältnismäßigkeit entspricht. 

Beim gegebenen Sachverhalt ist davon auszugehen, dass die mögliche Relevanz der Daten für die Erfüllung der Aufgaben des Untersuchungsausschuss mit dem Umfang der Anforderung deckungsgleich ist. Alles was Inhalt des Steueraktes einer bestimmten Person ist, deren Rolle im Beschaffungsvorgang vom Ausschuss zu prüfen ist, kann unter dem Gesichtspunkt finanzieller Transaktionen für die Beurteilung dieser Rolle von Bedeutung sein. Die Beurteilung der Relevanz ist Sache des Untersuchungsausschusses. Würden Informationen aus dem betreffenden Steuerakt vorenthalten, so wäre die Beurteilbarkeit durch den Ausschuss eingeschränkt. Die grundsätzlich bestehende Mitverantwortung der vorlagepflichtigen Stelle für die Wahrung informationeller Schranken wird im konkreten Fall durch die Alleinverantwortung des Ausschusses, der für die nötige Geheimhaltung zu sorgen hat, verdrängt. Eine solche Konstellation von datenschutzrechtlichen Aufgaben, Befugnissen und Verantwortungsverhältnissen entspricht den Sicherungen, insbesondere auch den Gesetzesvorbehalten, datenschutzrechtlicher Garantien. 

Im vorliegenden Fall geht es um Auffassungsunterschiede zwischen dem Ausschuss und der Finanzverwaltung in Bezug auf die Vorlage von Steuerakten einer bestimmten Person, deren finanzielle Transaktionen für die Erfüllung des Untersuchungsauftrages von Bedeutung sind. Der Ausschuss hat die Vorlage von Steuerakten verlangt. Die Finanzverwaltung ist dem nachgekommen, allerdings mit teilweise unkenntlich gemachtem („geschwärztem“) Schriftgut. Sie beruft sich dabei auf die Wahrung des Steuergeheimnisses und darauf, dass es sich um Informationen handelt, die für die Untersuchung nicht von Bedeutung seien.

Die Beurteilung der Relevanz von Informationen liegt ausschließlich beim Ausschuss selbst. Eine Vorauswahl durch die Finanzverwaltung ist angesichts der Untersuchungs- und Aufklärungszusammenhänge unzulässig. Prinzipiell könnte jede in den angeforderten Steuerakten enthaltene Information Hinweise auf Vorgänge enthalten, die für die Erfüllung des Untersuchungsauftrages von Bedeutung sein könnten.

Die Vorgangsweise der Finanzverwaltung wird auch durch die Berufung auf das Steuergeheimnis nicht legitimiert. Das Steuergeheimnis ist in § 48a der Bundesabgabenordnung (BAO) unter dem Titel „Abgabenrechtliche Geheimhaltungspflicht“ verankert. Die darin enthaltenen Regeln konkretisieren die Bestimmungen des B-VG über die Wahrung der Amtsverschwiegenheit. Grundsätzlich besteht im Zusammenhang mit der Durchführung von Abgaben- und Finanzstrafverfahren die Verpflichtung zur abgabenrechtlichen Geheimhaltung (§ 48a Abs 1 BAO). Diese Verpflichtung gilt für Beamte und ehemalige Beamte im Sinne des § 74 Z 4 StGB (also auch für BundesministerInnen) sowie darüber hinaus für Sachverständige, deren Hilfskräfte und Personen in anderer Funktion, denen geheimgeschützte Informationen anvertraut oder zugänglich geworden sind (somit insbesondere auch für Mitglieder eines Untersuchungsausschusses und beigezogene Sachverständige). Keine Verletzung des Steuergeheimnisses liegt ua dann vor, wenn geheimgeschützte Informationen „auf Grund einer gesetzlichen Verpflichtung“ weitergegeben werden (§ 48a Abs 4 lit b BAO), wie das hier auf der Grundlage des Geschäftsordnungsrechts der Fall ist.

Wie aus den vorstehenden Erwägungen hervorgeht, ist die Vorgangsweise der Finanzverwaltung (Vorlage von Steuerakten mit unkenntlich gemachten Textteilen) in der konkreten Situation nicht rechtskonform.

Mit freundlichen Grüßen!

Bernd-Christian Funk

